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Α. Grundlegung 

Ι. Der Problemhorizont 

1. Grenzen des staatlichen Aufgabenwachstums 

In den vergangenen Jahrzehnten ist der demokratische Verfassungsstaat 
mit seinen zahlreichen Aufgaben zu einer nahezu allgegenwärtigen Größe 
herangewachsen. Die Entgrenzung der Staatsaufgaben gilt geradezu als ein 
Wesensmerkmal der sozialstaatlichen Demokratie1. Vor allem die moderne 
Ausformung zu einem hochkomplexen Leistungsstaat hat eine enorme Aus-
weitung staatlicher Aktivitäten und Interventionen in gesellschaftliche Ab-
läufe bewirkt. 

In jüngerer Zeit wird diese unbestrittene Entwicklung noch zusätzlich 
durch die Probleme der sogenannten Risikogesellschaft2 und durch einen 
allgemein verspürten Modernisierungsdruck3 im Zeichen der sogenannten 
Globalisierung4 verschärft.  Tatsächlich dürfte sich inzwischen kaum mehr 
ein Lebensbereich finden, der nicht in irgendeiner Form der staatlichen Ein-
wirkung unterliegt5, selbst wenn diese Einflussnahme sich im Ergebnis 
manchmal nur als mild, ausschnitthaft oder ineffektiv  darstellen mag. 

1 E.-W.  Böckenförde,  HStR I, 1987, § 22 Rdn. 99 (S. 949) unter Bezugnahme auf 
Carl  Schmitt,  Weiterentwicklung des totalen Staats in Deutschland (1933), in: ders. y 
Verfassungsrechtliche Aufsätze, 2. Aufl. 1973, S. 361 f. Schmitt zeichnet darin das 
Bild eines quantitativ totalen Staates, der aus Schwäche heraus unfähig ist, be-
stimmte Aufgaben als Staatsaufgaben abzuweisen; P. Badura,  Staatsrecht, 2. Aufl. 
1996, D 32; K.  Hesse,  Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, 20. Aufl. 1995, Rdn. 9 u. Rdn. 212 f. 

2 U.  Beck,  Risikogesellschaft, 1986. 
3 Zur Modernisierungsthese W.  Hoffmann-Riem,  in: W. Hoffmann-Riem/J.-P. 

Schneider (Hrsg.), Verfahrensprivatisierung  im Umweltrecht, 1996, S. 9 f. m.w.N. 
4 Zur Bedeutung der Globalisierung für den Staat etwa S. Hobe,  Völkerrecht im 

Zeichen der Globalisierung, 1999; ders.,  Der offene  Verfassungsstaat zwischen Sou-
veränität und Interdependenz, 1998, S. 380 ff. 

5 Als Symptom sei auf den Streit um die Regelung der Rechtschreibreform  hin-
gewiesen, dazu einerseits W.  Kopke y  Rechtschreibung und Verfassungsrecht,  1995, 
S. 148 ff.;  ders.,  JZ 1995, S. 874; ders.,  NJW 1996, S. 1081; R. Gröschner/W.  Kop-
ke y  JUS 1997, S. 298; andererseits U.  Hufeid,  JUS 1996, S. 1072; G. Roellecke, 
NJW 1997, S. 2500; dazu die Unterscheidung von P. Kirchhof  HStR I, 1987, § 18 
Rdn. 52 (S. 763 f.) zwischen zulässiger Sprachpflege und unzulässiger Sprachbeein-
flussung und Sprachlenkung durch den Staat. 
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Von dieser generellen Entwicklung wurde nicht nur die Aufgabenmenge 
und damit die inhaltliche Dimension der Sachaufgaben erfasst.  Auch die 
Handlungsformen und Instrumente des modernen Staates sind entsprechend 
breiter und vielfältiger geworden6. Ablesen lässt sich dies an neueren gene-
ralisierenden Begriffsbildungen  wie Vorsorge-, Gewährleistungs-, Steue-
rungs- oder Regulierungsstaat7, die nicht nur eine inhaltliche, sondern auch 
eine instrumentelle Dimension aufweisen. 

Die Folgen dieser inhaltlichen und instrumentellen Ausweitung des staat-
lichen Handelns sind auch für die Gesellschaft gravierend. Sie reichen weit 
über den staatlichen Binnenbereich und über den Ordnungsrahmen des 
Rechts in den gesellschaftlichen Raum hinein und wurden bereits mit dem 
kritischen Generalbefund der Übernahme einer Art Gesamtverantwortung 
des Staates für die gesellschaftliche Entwicklung beschrieben8. Vielfach 
verbindet sich diese Bewertung mit der kritischen Analyse, dass der Staat 
mit dem erreichten Umfang seiner Verantwortungsübernahme und den rezi-
prok ausgelösten Erwartungen auf umfassende gesellschaftliche Problembe-
wältigung überfordert  ist9. So bedeutet die staatliche Aufgabenexpansion 
auch, dass Steuerungsanspruch und tatsächlich bestehende Steuerungsfähig-
keiten des Staates zunehmend auseinander driften 10. Hinzu kommt die 
wachsende Einsicht, dass der praktische Erfolg staatlicher Steuerung in 

6 Vergi, unten Β. II. 3. 
7 Etwa F.  X.  Kaufmann,  in: D. Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 1994, S. 28 

(Steuerungsstaat); E.  Grande,  in: R. Voigt (Hrsg.), Abschied vom Staat - Rückkehr 
zum Staat, 1993, S. 381 ff.  (Regulierungsstaat). 

8 D. Grimm,  in: Staatslexikon, Bd. 5, 1989, Sp. 641; der Sache nach bereits E. 
Forsthoff,;  Der Staat der Industriegesellschaft, 1971, S. 57 und 164. Ähnlich R. 
Wahl/I.  Appel,  in: R. Wahl (Hrsg.), Prävention und Vorsorge, 1995, S. 56; Η. P. 
Bull,  in: J. J. Hesse/C. Zöpel (Hrsg.), Der Staat der Zukunft, 1990, S. 31: „Man 
will beides: staatliche Förderung und Freiheit vom Staat; staatliche Aktivitäten zur 
Förderung von Forschung und Entwicklung, aber Privatisierung der Gewinne; Fi-
nanzierung von Großprojekten durch den Staat, aber Freiheit von Forschung und 
Anwendung." (S. 33). 

9 Zur Überforderungsthese  Th.  Ellwein/ J. J. Hesse,  Der überforderte  Staat, 1994; 
R. Wahl/I.  Appel,  in: R. Wahl (Hrsg.), Prävention und Vorsorge, 1995, S. 67 f. R. 
Herzog,  Festschrift P. Lerche, 1993, S. 16; G. F.  SchupperU  DÖV 1995, S. 761; W. 
M. Hebeisen,  Staatszweck Staatsziele Staatsaufgaben, 1996, S. 58 ff.;  R. Mayntz,  in: 
G. Matthes (Hrsg.), Sozialer Wandel in Westeuropa. Verhandlungen des 19. Sozio-
logen-Tages, 1979, S. 57 ff.; P. C. DieneU  Die Planungszelle, 4. Aufl. 1997, 
S. 17 ff.;  Konsequenz dieser Überforderung  sind als dramatisch bewertete Steue-
rungsdefizite, insbesondere im Umweltrecht; U. Di  Fabio , VVDStRL 56, S. 238, 
266 konstatiert Überforderung  und (Handlungs-) Schwäche des Staates der Gegen-
wart; C. Engel,  VVDStRL 56, S. 301 (Diskussionsbeitrag) hat darauf hingewiesen, 
dass die Anwendung von Ordnungsrecht, die theoretisch vielleicht noch möglich 
wäre, jedenfalls unerschwinglich geworden ist. 

1 0 Vergi, dazu D. Grimm  (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben - sinkende Steue-
rungsfähigkeit des Rechts, 1990. 
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einigen Aufgabengebieten ohnehin nur sehr begrenzt durch detailscharfe 
rechtliche Vorgaben programmierbar  ist11. Allenthalben bescheinigt man 
dem Staat, die Grenzen seiner Steuerungskompetenz und damit seiner Pro-
blemlösungskompetenz erreicht und in vielen Bereichen bereits überschrit-
ten zu haben12. 

Ganz unterschiedlich fundierte Argumentationsansätze stellen vor diesem 
Hintergrund das Leistungsvermögen des Staates in Frage. Trotz erheblichen 
Unterschieden in den theoretischen Grundlagen und in der Intention kenn-
zeichnen die folgenden Stichworte eine kritische Beurteilung der staatlichen 
Leistungskraft:  die Krise der regulativen Polit ik13 , die Thesen von der 
Unregierbarkeit 14, dem Versagen15 und der Entzauberung des Staates16 

sowie die grundsätzliche Analyse aus Sicht der soziologischen Systemtheo-
rie, die dem Staat eine gesamtgesellschaftlich wirksame Steuerungskompe-
tenz abspricht17. Theoretische Grundlage dafür ist die Hypothese, dass es 
kein Zentrum der Gesellschaft mit Steuerungsmacht über andere gesell-

11 W.  Hoffmann-Riem,  in: W. Hoffmann-Riem/J.-P.  Schneider (Hrsg.), Verfah-
rensprivatisierung im Umweltrecht, 1996, S. 11 f., der auch auf das Schlagwort der 
Prozeduralisierung staatlichen Handelns als Kompensation mangelnder materieller 
Programmierung verweist, dazu Κ.  H. Ladeur,  Postmoderne Rechtstheorie. Selbstre-
ferenz - Selbstorganisation - Prozeduralisierung, 2. Aufl. 1995, S. 176 ff.  und 
200 ff.  Zur „instrumenteilen Überforderung  des Staates" W.  Hoffmann-Riem, 
VVDStRL 56, S. 292 (Diskussionsbeitrag). 

12 Vergi, nur Abschlußbericht  Sachverständigenrat  „Schlanker  Staat",  S. 45. 
13 R. Mayntz,  in: J. Matthes (Hrsg.), Sozialer Wandel in Westeuropa. Verhandlun-

gen des 19. Soziologen-Tages, 1979, S. 57 ff.;  dies.,  in: Th. Ellwein/J. J. Hesse u.a. 
(Hrsg.), Jahrbuch zur Staats und Verwaltungswissenschaft, Bd. 1, 1987, S. 89 ff.; 
dies.,  in: R. Mayntz/F. W. Scharpf (Hrsg.), Gesellschaftliche Selbstregulierung und 
politische Steuerung, 1995, S. 9 ff. 

14 W.  Hennis/P.  Graf  Kielmannsegg/U.  Matz  (Hrsg.), Regierbarkeit, 2 Bd., 1977-
1979; auch E.  Forsthoff,  Der Staat der Industriegesellschaft, 1971, insbes. S. 158 ff.: 
Ende der Epoche des Staates. 

15 Η.  Η.  v. Arnim,  Demokratie ohne Volk, 1993, S. 117 ff.;  Schlagworte wie Poli-
tikverdrossenheit und Parteienmüdigkeit fügen sich in diese kritische Sicht. Dabei 
wird allerdings häufig übersehen, dass es keineswegs nur die Parteien sind, die in 
der Krise stecken, sondern dass zahlreiche gesellschaftliche Großformationen wie 
Kirchen, Gewerkschaften, Verbände, Vereine etc. über Mitgliederschwund und man-
gelndes Engagement klagen. Insofern kann man von einer gesamtgesellschaftlichen 
Legitimationskrise herkömmlicher Institutionen sprechen. 

16 H. Willke,  Entzauberung des Staates, 1983. 
17 N. Luhmann, Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, 1981, S. 22; zu den sys-

temtheoretischen Grundlagen ders.,  Soziale Systeme, 1984, S. 34 ff.;  zur system-
theoretischen Steuerungsskepsis S. Lütz,  in: R. Mayntz/F. W. Scharpf (Hrsg.), Ge-
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